
Meine Damen und Herren! Wir erleben und gestalten eine be­
sonders wichtige Phase deutscher Politik und damit deutscher 
Geschichte. Ich weiß nicht, ob sich alle dessen immer bewußt wa­
ren. Ich glaube, erst später und in der Rückschau auf diesen Zeit­
abschnitt wird man erkennen, wie folgewirksam die politischen 
Entscheidungen der Jahre 1989 und 1990 waren.

Ein deutscher Dichter meinte einmal: Erst wenn man eine 
Stadt verlassen hat, sieht man, wie hoch die Türme über sie hin­
ausragen -, was in diesem Fall heißen soll, daß man immer erst 
später - beim Blick zurück - erkennt, wie herausragend und da­
mit zukunftsweisend das eine oder andere aus der Vergangen­
heit gewesen ist.

Wir sollten uns dessen immer bewußt sein. Ich meine, sicher 
nicht alles in den letzten Wochen war der Bedeutung der Zeit an­
gemessen. Viele Bürger haben uns nicht mehr verstanden und 
vielleicht auch sogar den Eindruck gewonnen, Termindiskussio­
nen seien uns wichtiger als die Lösung der anliegenden Proble­
me.

Es ist nicht meine Aufgabe, die Entwicklung der letzten Tage 
und Wochen im einzelnen darzulegen. Dies mögen die dazu be­
rufenen Zeitbeobachter und die Historiker tun. Sie werden sich 
dabei an die Fakten halten, nicht an die vorschnellen Interpreta­
tionen, die sich da und dort ganz erheblich von der Wirklichkeit 
entfernt haben.

' / Unser Blick sei nach vorn gerichtet und vor allem auf die tägli­
chen Sorgen, die unsere Bürger bedrücken. Wir haben noch un­
erledigte Aufgaben in Fülle vor uns, die nur von uns gelöst wer­
den können

(Zuruf von der PDS: Dann mal ran!)

und die das Engagement des ganzen Hauses erfordern. Es steht 
der Einigungsvertrag noch aus, der eine solide Sicherung für die 
Erwartung unserer Bürger gewährleistet.

(Frau Birthler, Bündnis 90/Grüne: So ist es!)

Ein Überleitungsgesetz, das in diesem Zusammenhang immer 
wieder ins Spiel gebracht wird, wäre wesentlich weniger als das, 
was wir uns gemeinsam vorgenommen hatten. Viele Probleme 
der Landwirtschaft sind offen, für die wir gerade in diesen Tagen 
praktikable Lösungen und Erleichterungen vorbereiten. Die 
weitere Sicherung der Liquidität der Betriebe ist zu gewährlei­
sten. Die Handelsbeziehungen mit den Ländern des RGW müs­
sen weiter sichergestellt werden, insbesondere auch die Han­
delsbeziehungen zur Sowjetunion. Der Aufbau einer funktions­
fähigen Verwaltung in den Ländern ist in vollem Gange. Die Er­

arbeitung eines Konzepts zur Regionalförderung muß mehr In­
vestitionen in den Raum DDR bringen. Das D-Mark-Eröffnungs- 
bilanzgesetz ist noch nicht in Kraft und manches andere mehr. 
Dies alles muß in Ordnung gebracht werden.

Ich betrachte meinen Auftrag erst in dem Augenblick als erle­
digt, in dem ich alles für die Bürger getan habe, was ich habe tun 
können. Die bestmögliche Sicherung der Rechte und möglichst 
viel Klarheit für die Zukunft sind für mich mehr als nur ein poli­
tisches Anliegen. Sie sind Auftrag und Verpflichtung. Ich appel­
liere an unsere Besonnenheit. Wir sollten alles tun, um die neu­
gewonnene politische Kultur nicht durch überzogene Verhal­
tensweisen jetzt aufs Spiel zu setzen.

Politische Schlachtordnungen anderswo mit ihren Profilie­
rungsversuchen und dem Theaterdonner dürfen für uns kein 
Maßstab sein. Wir sollten bis zum Schluß immer die Sache über 
die Taktik stellen und dem anderen niemals Bösartigkeit, Unein- 
sichtigkeit oder gar politische Zerstörungslust unterstellen.

(Zurufe - Beifall bei CDU/DA, DSU und F.D.P.)

Mag unter dem Druck der Belastungen, unter dem wir alle ste­
hen, der eine oder andere das eine oder andere im Nachhinein 
für korrekturbedürftig halten, mag auch nicht jedes Wort der 
letzten Zeit für die sprichwörtliche Goldwaage geeignet gewe­
sen sein - wir sollten dennoch immer das Gemeinsame suchen!

Es erscheint mir immer noch größer und verbindender als all 
das, was uns trennt. Ich gehe immer noch davon aus, daß wir das 
gleiche wollen, nämlich das Beste für dieses Land und seine Bür­
ger. Da wir uns im Ziel einig sind, sollte uns der Weg dorthin 
nicht mehr entzweien. Die Bevölkerung erwartet, daß wir Mark­
steine setzen und uns nicht permanent selbst Steine in den Weg 
rollen. Statt dessen sollten wir mit Entschlossenheit und Hoff­
nung in das geeinte Deutschland gehen. - Danke.

(Die Abgeordneten der CDU/DA, der DSU und der F.D.P 
erheben sich von den Plätzen und spenden Beifall.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Zur Geschäftsordnung oder eine Frage?

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Ein Antrag zur Geschäftsordnung, Herr Präsident! Im Sinne 
des eben vom Ministerpräsidenten Gesagten beantragt die Frak­
tion Bündnis 90/Grüne noch einmal eine Auszeit.

(Unruhe im Saal)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ja, ich habe vorhin erklärt: Wenn es eine Fraktion verlangt, 
war es der Stil des Hauses, es zu tun. Ich kann anderthalb bzw. 
zwei Stunden später nicht das Gegenteil erklären. Herr Weiß, 
wieviel brauchen Sie?

(Weiß: 15 Minuten!)

15 Minuten! Können wir uns mal darauf einigen, daß wir dann 
aber wirklich pünktlich um 11.00 Uhr alle wieder hier sitzen?

(Zurufe)

23.00 Uhr - wenn Sie möchten. Darauf lasse ich mich gern ein.

(Unterbrechung der Sitzung)

Wir setzen die Aussprache fort. Als nächster hat das Wort der 
Abgeordnete Schwarz.

Schwarz für die Fraktion der DSU:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich verstehe die 
Probleme der SPD, muß aber bitten, daß, um der Höflichkeit Ge­
nüge zu tun, auch Sie Platz nehmen.

In Erinnerung, Herr Präsident, an die Mahnung von vorhin, 
werde ich zur Sache sprechen, nur zu der Sache, die die Deut­
sche Soziale Union zu einem Kernstück ihrer Aussage macht.

Die Einberufung dieser nächtlichen Sondersitzung erweckt ei­
ne enorme Erwartungshaltung im Lande. Der müssen wir ge­
recht werden. Wir, die DSU, bitten Sie inständig, meine Damen 
und Herren aller Fraktionen dieses Hauses, unserem Antrag zu­
zustimmen. Jeder Abgeordnete ist jetzt gefordert, es geht um un­
ser Volk, es geht um so viele Schicksale. Dieses Thema ist so 
wichtig und so entscheidend, daß dagegen alle anderen Dinge 
zwangsläufig in den Hintergrund treten.

Mehrere prominente Mitglieder dieses Hauses sagten, daß sie 
die Terminspielerei satt hätten. Ob Juni, August, September, Ok­
tober, jeder Tag kostet Millionen von Mark, jeder Tag behindert 
Entscheidungen, jeder Tag beweist, daß die Krise, daß der Zu­
sammenbruch offensichtlicher wird.

Der Worte sind genug gewechselt, nun laßt uns endlich Taten 
sehn! Ich erinnere an Frau Hildebrandts letzte Rede. Nur ihre 
Schlußfolgerung war falsch. Aber der Grundtenor ihrer Aussage 
war doch zutiefst optimistisch. Und das will die DSU hier deut-
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